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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die einstweilige Gewährung einer Teuerungszulage 
zur Abgeltung von Preiserhöhungen bei Grundnahrungsmitteln 

(Teuerungszulagengesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Zur Abgeltung von Preiserhöhungen 
bei Grundnahrungsmitteln erhalten Emp- 
fänger von 

1. Renten der Rentenversicherung der Ar- 
beiter (Invalidenversicherung), 

2. Renten der Rentenversicherung der Ange- 
stelltenversicherung), 

3. Renten der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung, ausgenommen von Knapp- 
schaftssold, 

4. Renten, von Kranken- und Familiengeld 
der Unfallversicherung, 

5. Ausgleichsrenten, von Versorgungskran- 
ken- und -hausgeld und von Elternrenten 
nach dem Bundesversorgungsgesetz und 
nach den bis zu seinem Inkrafttreten maß- 
gebend gewesenen versorgungsrechtlichen 
Vorschriften, 

6. Kranken- und Hausgeld der Krankenver- 
sicherung, 

7. Unterstützungen der Arbeitslosenfürsorge, 

8. Unterhaltshilfe nach den §§ 35, 36 des 
Soforthilfegesetzes bis auf weiteres eine 
Teuerungszulage für sich, ihre Ehefrau 
und die übrigen Familienangehörigen, so- 
weit letztere bei der Bemessung der vor- 
bezeichneten Sozialleistungen berücksich- 
tigt sind. Die Teuerungszulage wird nur 
Personen gewährt, die ihren Wohnsitz im 
Bundesgebiet haben. 

(2) Die Teuerungszulage gilt weder als Be- 
standteil der im Absatz 1 bezeichneten 
Sozialleistungen noch als Zuschuß im Sinne 
von zwischenstaatlichen Sozialversicherungs- 
abkommen an Personen im Ausland. 


§ 2 

Die Teuerungszulage beträgt bis auf weite- 
teres 3 Deutsche Mark je empfangsberechtigte 
Person und Monat, soweit sich nicht aus den 
Vorschriften dieses Gesetzes etwas anderes 
ergibt. 

§ 3 

(1) Empfängern von 

1. Kranken- oder Familiengeld der Unfall- 
versicherung, 

2. Kranken- oder Hausgeld der Krankenver- 
sicherung 

wird die Teuerungszulage erst von der 
siebenten Woche der Arbeitsunfähigkeit an 
gewährt. Diese Einschränkung gilt nicht für 
Empfänger von Kranken- oder Hausgeld 
nach den Vorschriften über die Krankenver- 
sicherung der Arbeitslosen. 

(2) Die Teuerungszulage beträgt je 10 
Pfennig täglich für Empfänger von: 

a) Krankengeld für den Verletzten oder Er- 
krankten selbst und für jeden Angehöri- 
gen, den er bisher ganz oder überwiegend 
unterhalten hat und der mit ihm in häus- 
licher Gemeinschaft lebt, 

b) Familiengeld der Unfallversicherung für 
jeden Familienangehörigen, dem beim 
Tode des in einer Heilanstalt oder Anstalt 
untergebrachten Verletzten Hinterblie- 
benenrente zustehen würde, 

c) Hausgeld der Krankenversicherung für 
jeden Angehörigen, den der Versicherte 
ganz oder überwiegend unterhalten hat, 

d) Kranken- oder Hausgeld nach den Vor- 
schriften über die Krankenversicherung 
der Arbeitslosen für den Erkrankten 
selbst und für jeden seiner zuschlags- 
berechtigten Angehörigen. 
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§ 4 

(1) Die Teuerungszulage beträgt je 
10 Pfennig täglich für Empfänger von: 

a) Versorgungskrankengeld für sich und für 
die Ehefrau und jedes Kind im Sinne des 
§ 32 Absatz 3 und 4 des Bundesversor- 
gungsgesetzes, 

b) Versorgungshausgeld für die Ehefrau und 
jedes Kind im Sinne des § 32 Absatz 3 und 
4 des Bundesversorgungsgesetzes. 

(2) Die Versorgungsbezüge, die den Be- 
schädigten mit einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit um 50 v. H. oder mehr, den Ver- 
sehrten der Versehrtenstufe II bis IV, den 
Witwen (Witwern) und Waisen, nach den bis 
zum Inkrafttreten des Bundesversorgungs- 
gesetzes maßgebend gewesenen versorgungs- 
rechtlichen Vorschriften bis zur Umaner- 
kennung ihrer Bezüge weiter zu leisten sind, 
stehen den im § 1 Absatz 1 Nr. 5 bezeich- 
neten Sozialleistungen gleich. Ausgenommen 
hiervon sind: 

a) die in den Ländern der amerikanischen 
und britischen Zone und dem Lande 
Württemberg-Hohenzollern nach den 
bisherigen versorgungsrechtlichen Vor- 
schriften gezahlten Renten, soweit sie 
wegen der Höhe des sonstigen Einkom- 
mens gemindert worden sind, 

b) die Im Lande Rheinland-Pfalz nach den 
bisherigen versorgungsrechtlichen Vor- 
schriften weitergezahlten Versorgungs- 
bezüge, soweit hierzu Zusatzrenten nicht 
gewährt werden, 

c) die im Lande Baden nach den bisherigen 
versorgungsrechtlichen weitergezahlten 
Versorgungsbezüge, soweit sie höher sind, 
als die künftigen Bezüge nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz. 

Wird jedoch bei der Neufestsetzung des 
Rentenanspruches eine Ausgleichsrente nach 
dem Bundesversorgungsgesetz anerkannt, so 
ist die Teuerungszulage erst vom Zeitpunkt 
der Erteilung des Rentenbescheides ab zu 
gewähren, im Lande Baden jedoch frühe- 
stens von dem Monat ab, von dem ab die 
geminderten Bezüge nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz zu zahlen sind. 

S 5 

Empfänger von Unterstützungen der 
Arbeitslosenfürsorge erhalten die Teuerungs- 
zulage für sich und jeden zuschlagsberech- 


tigten Angehörigen in Höhe von je 12 
Pfennig für den Unterstützungstag. Der sich 
hiernach ergebende Auszahlungsbetrag ist 
auf volle 5 Pfennig aufzurunden. Die 
Summe der Unterstützung und der Teue- 
rungszulage darf die gesetzlichen Höchst- 
grenzen nicht überschreiten. 

§ 6 

(1) Die Teuerungszulage wird nur an 
Sozialleistungsempfänger gewährt, deren 
Monatseinkommen im Durchschnitt der 
letzten drei Monate die folgenden Beträge 
nicht übersteigt: 

1. Wohnsitzgemeinden der Orts- 
klassen Sund A: 

Haushaltsvorstand 105 Deutsche Mark 

Zuschlag für die Ehe- 
frau und zuschlags- 
berechtigte Angehörige 

über 18 Jahre 30 Deutsche Mark 

Zuschlag für jedes Kind 

bis zu 18 Jahren 25 Deutsche Mark 

2. Wohnsitzgemeinden der Orts- 
klassen B, C und D: 

Haushaltsvorstand 90 Deutsche Mark 

Zuschlag für die Ehe- 
frau und zuschlags- 
berechtigte Angehörige 
über 18 Jahre 25 Deutsche Mark 

Zuschlag für jedesKind 

bis zu 18 Jahren 20 Deutsche Mark 

(2) Als Einkommen im Sinne des Absatzes 1 
gelten Arbeitsentgelte, Rentenleistungen und 
sonstige Nebeneinkünfte; ausgenommen sind 
zweckbestimmte Sonderleistungen einmaliger 
oder laufender Art sowie Zuwendungen 
Dritter ohne rechtliche Verpflichtung. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
finden auf Empfänger von Sozialleistungen 
nach § 1 Absatz 1 Nr. 6 bis 8 keine An- 
wendung. 

S 7 . 

(1) Bezieht ein Sozialleistungsempfänger 
mehrere der im § 1 Absatz 1 bezeichneten 
Sozialleistungen, so ist die Teuerungszulage 
nur einmal zu gewähren, und zwar von der 
Stelle, welche für die in der Reihenfolge des 
§ 1 Absatz 1 jeweilig erstgenannte Sozial- 
leistung zuständig ist. 
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(2) Die Teuerungszulage steht dem 
Empfänger einer Sozialversicherungsrentc 
einer Ausgleichsrente oder einer Eltemrente 
nach § 1 Absatz 1 Nr. 1 bis 5 für seine Per- 
son nicht zu, wenn die Rente auf Grund des 
§ 615 Absatz 1 Nr. 1 oder des § 1280 der 
Reichsversicherungsordnung oder des § 64 
Absatz 1 Nr. 2 des Bundesversorgungsge- 
setzes ruht oder den Angehörigen über- 
wiesen wird. 

S 8 

Die den Empfängern von Sozialleistungen 
gemäß § 1 Absatz 1 Nr. 1 bis 8 und § 7 ge- 
währte Teuerungszulage bleibt bei der Be- 
messung der Ausgleichsrente und Elternrente 
(§ 1 Absatz 1 Nr. 5) sowie der Gewährung 
von Unterstützung der Arbeitslosenfürsorge 
(§ 1 Absatz 1 Nr. 7) außer Ansatz; sie bleibt 
auch bei Prüfung der Bedürftigkeit nach § 35 
des Soforthilfegesetzes und bei der Anrech- 
nung nach § 36 des Soforthilfegesetzes unbe- 
rücksichtigt. 

S 9 

(1) Die Teuerungszulage kann nicht über- 
tragen, verpfändet und gepfändet werden. 

(2) Der Anspruch auf Teuerungszulage 
kann jeweilig in dem für die Sozialleistung 
(§ 1 Absatz 1 Nr. 1 bis 8) geltenden Ver- 
fahren verfolgt werden, zu der die Teue- 
rungszulage gewährt wird. 

§ 10 

Der Bund trägt die Aufwendungen, die 
durch die Gewährung von Teuerungszulagen 
nach § 1 Absatz 1 Nr. 1 bis 7 entstehen; 


Verwaltungskosten werden nicht erstattet. 
Die Aufwendungen, die durch die Gewäh- 
rung von Teuerungszulagen an Empfänger 
von Unterhaltshilfe (§ 1 Absatz 1 Nr. 8) 
entstehen, trägt der Soforthilfefonds, sofern 
sie nicht von der nach § 7 Absatz 1 vor- 
gehenden Stelle zu tragen sind. Die Teue- 
rungszulagen gelten insoweit als Leistungen 
im Sinne des § 32 in Verbindung mit § 48 
Absatz 2 des Soforthilfegesetzes. 

§ 11 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 

a) die Teuerungszulage neu festzusetzen, 
wenn sich die Preise der Grundnahrungs- 
mittel ändern; 

b) den Zeitpunkt zu bestimmen, von dem 
ab die Vorschriften des § 6 Absatz 1 und 
2 auf die Empfänger von Sozialleistungen 
nach § 1 Absatz 1 bis 4 anzuwenden 
sind; 

c) Vorschriften über das Verfahren zur 
Geltendmachung des Anspruchs auf die 
Teuerungszulage zu erlassen. 

§ 12 

Die Bundesregierung erläßt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlichen Ver- 
waltungsvorschriften. 

S 13 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1951 in Kraft. 


4 



Anlage 1 


Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Die gemäß Preisverordnung PR Nr. 11/51 
vom 16. März 1951 bereits vollzogene Er- 
höhung des Getreidepreises sowie die vor- 
gesehene Erhöhung des Preises für Zucker, 


Margarine, Milch und Butter und die ge- 
plante Freigabe der Preise für Konsumbrot 
und Konsumbrotmehl führen zu einer Ver- 
teuerung der Lebenshaltung, die sich auf die 
niedrigen Einkommensschichten wie folgt 
auswirkt: 


W a re 

Mona 

Verbrauchst 

offiziellen 
Index- 
familie *) 

kg oder 1 

t liehe 

nengen der 

i untersten 

1 Ein- 

1 kommens- 
| schichten *) 

, kg oder 1 

Preis i 
V 

kg o- 

jetzt 

n DM 
e 

der 1 

künftig 

Demnach 

Mehr- 

preis 

in 

DM 

. i e . 

Einheit 

Mona 
Mehra' 
in ] 

offizielle 

Index- 

familie 

tlicher 

ufwand 

DM 

unterste 

Ein- 

kommens- 

Schichten 

1 . Weizenbrot und sonstige 
Erzeugnisse aus Weizen 

13,970 

11,100 

0,70 

0,81 

0,11 

1,54 

1,22 

2. Konsumbrot 

20,000 

20.000 

0,49 

0,64 

0,15 

3,00 

3,00 

3. Roggenbrot, sonstiges . 

13,000 

3,000 

0,56 

068 

0,12 

1,56 

0,36 

4. Zucker 

6,565 

4,200 

1,14 

1,40 

0,26 

1,71 

1,09 

5. Milch (Voll- und Mager-) 

30,000 

29,500 

0,34 

0,37 

0,03 

0,90 

0,89 

6. Butter 

1,030 

1,000 

5,84 

6,26 

0,42 

0,43 

0,42 

7. Margarine 

2,370 

2,500 

2,34 

2,80 

0,46 

1,09 

1,15 

Summe 

— 

— 

— 


— 

10,23 

8,13 

Zuschlag 

— 

- 

— 

— 

— 

1,77 

3,87 

Insgesamt 

— 


— 

— 

— 

12,00 

12,00 

*) Vierköpfige Familie, unterste Einkommenssshichten 3,7 Köpfe 







Die auf dem Verbrauchsschema der Index- 
ziffer der Lebenshaltungskosten aufbauen- 
den Berechnungen der als Folge der bevor- 
stehenden Preiserhöhungen zu erwartenden 
Mehrausgaben sind dem Einwand ausgesetzt, 
daß sie den Verbraudisgewohnheiten der 
untersten Einkommensschichten nicht ge- 
nügend Rechnung tragen; deshalb wurden 
den Verbrauchsmengen des offiziellen Index- 
schemas die Verbrauchsmengen der vom 
Wirtschaftswissenschaftlichen Institut der 
Gewerkschaften errechneten Indexziffer für 


die untersten Einkommensschichten (Mit- 
teilungen des Wirtschaftswissenschaftlichen 
Instituts der Gewerkschaften, 1950, Lieft 8, 
S. 9) gegenübergestellt. Die Verbrauchsmen- 
gen dieses Schemas sind vom Wirtschafts- 
wissenschaftlichen Institut der Gewerkschaf- 
ten aus den Einzelangaben über den tatsäch- 
lichen Verbrauch abgeleitet. Für den Monat 
Januar 1950 wurden die einzelnen Ausgabe- 
positionen aus den Flaushaltsbüchern der 
niedrigsten Einkommensgruppe ermittelt. 
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Aus dieser Gegenüberstellung des offiziellen 
Indexschemas und der Indexberechnung des 
Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts der 
Gewerkschaften ergibt sich, daß der durch 
die geplanten Preiserhöhungen ausgelöste 
monatliche Mehraufwand für die offizielle 
Indexfamilie 10,23 DM beträgt und für eine 
Familie der untersten Einkommensschichten 
8, 13 DM. Unter Hinzurechnung eines Zu- 
schlags in Höhe von 1,77 bzw. 3,87 DM er- 
gibt sich ein monatlicher Mehraufwand von 
12 DM je Indexfamilie, d. i. für vier Köpfe, 
je Kopf also 3 DM. Mit diesem Zuschlag 
können noch weitere Preiserhöhungen, die 
eventuell 'später eintreten, aufgefangen wer- 
den. 

Da die überwiegende Mehrzahl der Sozial- 
leistungsempfänger die Preiserhöhung der 
Grundnahrungsmittel aus ihrem Renten- 
oder Unterstützungseinkommen nicht be- 
streiten kann, ist es erforderlich, diese Nah- 
rungsmittel für die sozial schwachen Ver- 
brauchergruppen zu verbilligen oder aber 
eine geldliche Teuerungszulage zu dem Ren- 
ten- oder Unterstützungseinkommen zu ge- 
währen, um dadurch die Preiserhöhung aus- 
zugleichen. 


II. Besonderer Teil 
Zu § 1: 

§ 1 bestimmt den Personenkreis, der in den 
Genuß der Teuerungszulage zum Ausgleich 
der Preiserhöhungen bei Getreideerzeug- 
nissen (Weizenbrot und sonstige Erzeugnisse 
aus Weizen, Konsum- und Roggenbrot usw.), 
Butter, Margarine, Milch und Zucker gelan- 
gen soll. Die Teuerungszulage gilt nicht als 
Bestandteil der Sozialleistung, sie wird daher 
je nach den Preisschwankungen von Zeit zu 
Zeit neu festgesetzt oder entfällt ganz bei 
einer wiedereintretenden Normalisierung der 
Preise — vgl. hierzu § 11. Sie wird nur an 
Sozialleistungsempfänger gezahlt, die ihren 
Wohnsitz im Bundesgebiet haben. 

Die Teuerungszulage für Empfänger von 
Renten der Sozialversicherung (§ 1 Absatz 1 
Nrn. 1 bis 4) fällt mit dem Zeitpunkt weg, 
an dem das geplante Rentenversicherungs- 
Zulagengesetz und ein entsprechendes Zu- 
lagengesetz für die Unfallversicherung in 
Kraft treten. 


Zu § 2: 

Auf Grund der Indexberechnungen (s. o. I) 
ist die Teuerungszulage bis auf weiteres auf 
3 DM je Person und Monat festgesetzt wor- 
den. 

Zu §§ 3 bis 5: 

In den §§ 3 bis 5 werden die Fälle geregelt, 
die abweichend von der Bestimmung des § 2 
die Teuerungszulage nicht monatlich, son- 
dern nach dem Charakter der jeweiligen 
Sozialleistung für andere Zeitabschnitte einen 
bestimmten Pfennigbetrag als Zulage er- 
halten. 

Beim Kranken- und Familiengeld der Un- 
fallversicherung sowie Kranken- und Haus- 
geld der Krankenversicherung war es ge- 
boten, die Krankenfälle bis zu einer Zeit- 
dauer von 6 Wochen von dem Bezug der 
Teuerungszulage auszuschließen, da in die- 
sem Zeitraum regelmäßig noch ein aus- 
reichender Teil der bisher bezogenen Arbeits- 
einkünfte zur Verfügung steht. 

Ferner sind Sonderbestimmungen für die 
Kriegsopferrenten notwendig, da das Bun- 
desversorgungsgesetz noch nicht ganz durch- 
geführt ist und vielfach noch nach den bis- 
herigen versorgungsrechtlichen Bestimmun- 
gen verfahren wird. 

Zu § 6: 

§ 6 sieht eine weitere Begrenzung des Per- 
sonenkreises durch die Bestimmung vor, daß 
die darin festgesetzten Einkommenshöchst- 
grenzen nicht überschritten werden dürfen. 
In Ortsklasse S und A beträgt die Höchst- 
grenze für die Indexfamilie 185 DM, in 
Ortsklasse B, C und D 155 DM monatlich. 
Der bundesdurchschnittliche Unterstützungs- 
satz der öffentlichen Fürsorge beträgt da- 
gegen für eine vierköpfige Familie in Städten 
151 DM monatlich, in den Landgemeinden 
136 DM monatlich einschließlich Miete. 
Durch die hier vorgesehene Höherbemessung 
der Einkommenshöchstgrenzen ist sicherge- 
stellt, daß ein großer Teil der Sozialleistungs- 
empfänger in den Genuß der Teuerungszu- 
lage kommt, deren Renteneinkommen über 
dem Fürsorgerichtsatz liegt. 

Zu § 7: 

Hier wird sichergestellt, daß solche Sozial- 
leistungsempfänger, die über mehrere Ren- 
teneinkommen verfügen, nur einmal in den 
Genuß der Teuerungszulage gelangen. 
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Zu § 8: 

Die Teuerungszulage bleibt bei den Empfän- 
gern von Unterhaltshilfe und Unterhaltszu- 
schuß nach dem Soforthilfegesetz sowie von 
Unterstützung der Arbeitslosen fürsorge 
außer Ansatz, da diese Sozialleistungen erst 
nach Prüfung der Einkommensverhältnisse 
gezahlt werden. Sonst würde sich als Folge 
ergeben, daß die auf Grund eines anderen 
Rentenanspruchs gewährte Teuerungszulage 
hier wieder abgezogen wird. 

Zu § 9: 

Die Teuerungszulage kann nicht übertragen, 
verpfändet oder gepfändet werden. Damit 
nicht die von Amts wegen gewährte Teuerungs- 
zulage im ordentlichen Gerichtsverfahren ein- 
geklagt werden kann, ist bestimmt worden, 
daß der Anspruch im Verwaltungsverfahren 
geltend zu machen ist. 

Zu § 10: 

Der Bund trägt mit Ausnahme der Teu- 
erungszulagen für Soforthilfeempfänger die 
nach diesem Gesetz entstehenden Auf- 
wendungen, ausgenommen die Verwaltungs- 
kosten, die nicht ohnehin aus Mitteln des 
Bundeshaushalts getragen werden. Die Auf- 
wendungen für die Teuerungszulagen an So- 
forthilfeempfänger trägt der Soforthilfefonds. 
Da gemäß § 6 Absatz 4 der Reichsfürsorge- 
pflichtverordnung die obersten Landesbehör- 
den oder die von ihnen beauftragten Für- 
sorgeverbände verpflichtet sind, die Richt- 
sätze den jeweiligen Lebenshaltungskosten 
anzupassen, ist von einer Aufnahme der Für- 
sorgeempfänger in das Teuerungszulagen- 
gesetz abgesehen worden. Der Bund trägt die 
Aufwendungen für die Kriegsfolgenhilfe- 
empfänger im Rahmen des Ersten Über- 
leitungsgesetzes. 

Zu § 11: 

Die Teuerungszulage wird auf Grund der 
sich aus dem teilweisen Wegfall der Sub- 
ventionen ergebenden Preissteigerungen 
bei den Grundnahrungsmitteln gewährt. 
Da mit der Möglichkeit gerechnet wer- 
den muß, daß die Grundnahrungsmittel 


auch weiterhin Preisschwankungen unter- 
worfen sind, wird die Bundesregierung er- 
mächtigt, gegebenenfalls die Teuerungszulage 
entsprechend dem Preisspiegel bei dem 
Grundnahrungsmittel neu festzusetzen. 
Sobald für die Empfänger von Sozialversiche- 
rungs- und Unfallversicherungsrenten eine 
besondere gesetzliche Regelung getroffen 
wird (vgl. Begründung zu § 1), entfällt außer- 
dem von diesem Zeitpunkt ab die Teuerungs- 
zulage für diesen Personenkreis. 


III. Finanzielle Auswirkungen 
dieses Gesetzes 

Unter der Voraussetzung, daß dieses Gesetz 
am 1. Juli 1951 in Kraft tritt, ergibt sich im 
Rechnungsjahr 1951/52 folgender Finanz- 
bedarf: 


Aufwendungen 

Sozialleistungsart Personenzahl fj Monat f. 9 Monate 

m Millionen DM 


Invalidenversiche- 


run g 

4 876 000 

14,6 

131,4 

Angestellten- 

versicherung 

Knappschafts- 

1 350 000 

4,1 

36,9 

versicherung 

820 300 

2,5 

22,5 

Unfallversicherung 

— 

0,7 

6,3 

Kriegsopfer . . . 

2 800 000 

8,5 

76,5 

Krankenversicherung — 

1,0 

9,0 

Arbeitslosenfürsorg 

e- 



Unterstützung 
(Alfu) .... 

1 400 000 

4,2 

37,8 

Kriegsfolgenhilfe . 

468 000 

1,4 

12,6 

Insgesamt 

11 714 300 

37,0 

333,0 


Bei der angegebenen Personenzahl sind die 
Doppelrentenbezieher sowie die Empfänger 
von Arbeitseinkommen und sonstigen Neben- 
einkünften abgesetzt worden. Für die 
Empfänger von Unfallversicherung und 
Krankenversicherung ist der Finanzbedarf 
mangels statistischer Unterlagen geschätzt. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 15. Juni 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 23. Mai 1951 — BK 1263/51 II — 
beehre ich midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 59. Sitzung 
am 15. Juni 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die einstweilige 
Gewährung einer Teuerungszulage zur Ab- 
geltung von Preiserhöhungen bei Gr und nahrungs- 
mittein (Teuerungszulagengesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 
Außerdem geht der Bundesrat davon aus, daß die vom Bundes- 
minister der Finanzen mitgeteilten Berichtigungen im Schreiben vom 
30. Mai 1951 — II C/4700 — 26/51 — , die sich aus dem Renten- 
versicherungszulagengesetz ergeben, vorgenommen werden. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. E h a r d 


Anlage 



DER BUNDESRAT 


Bonn, den 15. Juni 1951 


Abänderungsanträge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die einstweilige Gewährung einer Teuerungszulage 
zur Abgeltung von Preiserhöhungen bei Grundnahrungsmitteln 
(Teuerungszulagengesetz) 


1. § 1 Absatz 1 Nr. 4 (alt Nr. 7) wird 
folgendermaßen geändert: 

„Unterstützungen der Arbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitslosenfür- 
sorge“. 

Begründung: 

Eine Gleichbehandlung der Empfänger 
von versicherungsmäßiger Arbeitslosen- 
unterstützung und von Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung erscheint notwen- 
dig. § 3 Absatz 2 d des Regierungs- 
entwurfs sieht vor, daß Kranken- und 
Hausgeld nach den Vorschriften der 
Krankenversicherung der Arbeitslosen um 
die Teuerungszulagen erhöht werden* 
Ohne die allgemeine Einbeziehung der 
Arbeitslosenversicherung würde dann 
Kranken- und Hausgeld nach der 
Krankenversicherung der Arbeitslosen 
über den Satz der versicherungsmäßigen 
Arbeitslosenunterstützung liegen. 

2. Im § 1 Absatz 1 Nr. 5 (alte Nr. 8) ist vor 
dem letzten Satz der Halbsatz einzu* 
fügen: 

„Empfänger von Krankengeld er- 
halten die Teuerungszulage für sich 
und die im § 3 Absatz 2 bezeichneten 
Angehörigen.“ 

Begründung: 

Diese Einfügung dient der Klarstellung, 

3. Im § 1 Absatz 1 letzte Zeile wird hinter 
dem Wort „Bundesgebiet“ eingefügt 
„oder im Lande Berlin“. 


4. Im § 3 Absatz 1 erhält der erste Satz 
folgende Fassung: 

„(1) Empfängern von 

1. Kranken- oder Familierigeld der 
Unfallversicherung, 

2. Kranken- oder Hausgeld der 
Krankenversicherung 

wird die Teuerungszulage bei An- 
gestellten erst von der siebenten 
Woche, bei Lohnempfängern erst 
von der vierten Woche der Arbeits- 
unfähigkeit an gewährt.“ 

Begründung: 

Empfängern von Kranken- oder Familien- 
geld der Unfallversicherung sowie von 
Kranken- oder Hausgeld in der Kranken- 
versicherung soll die Teuerungszulage erst 
von der 7. Woche der Arbeitsunfähigkeit 
an gewährt werden. Die hierfür gegebene 
Begründung, daß in dem Zeitraum von 
6 Wochen regelmäßig noch ein aus- 
reichender Teil der bisher bezogenen Ar 
beitseinkünfte zur Verfügung steht, er- 
scheint nidit stichhaltig. Dem weitaus 
größten Teil der Versicherten wird es bei 
der auf allen Gebieten bestehenden Preis 
Steigerung nicht möglich gewesen sein, 
aus ihrem Arbeitsverdienst Rücklagen zu 
machen. Die Frist muß deshalb verkürzt 
werden. 

5. Im § 4 Absatz 2 drittletzte Zeile ist hinter 
dem ersten Wort „des“ das Wort „neuen“ 
einzufügen. 
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6. Im § 5 erste Zeile wird hinter dem vierten 
Wort eingefügt: „Arbeitslosenversiche- 
rung und der“. 

Begründung: 

Die Abänderung ergibt sich aus der Ab- 
änderung in § 1 Absatz 1 Nr. 4 (neu). 

7. Im § 6 Absatz 1 wird unter Nr. 1 und 2 
jeweils hinter den Worten „Zuschlag für 
die Ehefrau und“ folgende Fassung einge- 
fügt: 

„ jedem zuschlagsberechtigten Ange- 
hörigen 

Im § 6 Absatz 2 zweite Zeile wird das 
Wort „Nebeneinkünfte“ in das Wort 
„Einkünfte“ geändert. 

Im § 6 Absatz 3 heißt es in der ietzten 
Zeile „Nr. 6 — 8“. Laut der durch 
Kabinettsbeschluß gemäß Vorlage des 
Bundesministers der Finanzen erforder- 
lichen Änderung heißt es nunmehr im Re- 
gierungsentwurf „Nr. 3 — 5“. Es wird be- 
antragt, die Zahl „3“ durch die Zahl „2“ 
zu ersetzen. 

Begründung: 

Gegen die Anwendung des § 6 des Ent- 
wurfs auf alle Empfänger der im § 1 Ab- 
satz 1 Nr. 2 genannten Versorgungs- 
leistungen bestehen erhebliche Bedenken. 
Die im § 6 Absatz 1 Nr. 1 und 2 fest- 
gesetzten Mindestbeträge würden dazu 
führen, daß gerade die Schwerstbeschädig- 
ten keine Teuerungszulage erhalten wür- 
den, weil z. B. bereits bei einem ledigen 
Beschädigten mit einer MdE. um 80 v. H. 
Grundrente und Ausgleichsrente den Be- 
trag von 105, — DM überschreiten. In den 
Ortsklassen B, C und D würde das Er- 
gebnis noch ungünstiger sein, weil in 
diesen Ortsklassen die Mindestbeträge 


noch niedriger sind. Beschädigte mit einer 
MdE. um 90 v. H. bzw. 100 v. H. würden 
erst recht keine Teuerungszulage erhalten. 
Der Ausschluß der Schwerstbeschädigten 
von der Gewährung der Teuerungszulage 
ist nicht gerechtfertigt. 

8. Im § 10 wird der erste Satz durch die 
folgenden drei Sätze ersetzt: 

„Der Bund trägt die Aufwendungen, 
die durch die Gewährung von 
Teuerungszulagen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 — 4 entstehen; Verwaltungs- 
kosten werden nicht erstattet. Die 
Teuerungszulagen an Empfänger von 
Renten, Kranken- und Familiengeld 
der Unfallversicherung (§ 1 Absatz 1 
Nr. 1) tragen die Träger der Unfall- 
versicherung. Die Aufwendungen für 
Empfänger von versicherungsmäßiger 
Arbeitslosenunterstützung werden aus 
den Mitteln der Arbeitslosenversiche- 
rung bestritten.“ 

Begründung: 

Dadurch soll erreicht werden, daß die Auf- 
wendungen, die durch die Gewährung von 
Teuerungszulagen an Empfänger von 
Renten, Kranken- und Familiengeld der 
Unfallversicherung entstehen, von der 
Unfallversicherung selbst aufgebracht wer- 
den und ebenso die Aufwendungen für 
Empfänger von versicherungsmäßiger Ar- 
beitslosenunterstützung aus den Mitteln 
der Arbeitslosenversicherung. 

9. § 13 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„Dieses Gesetz gilt für das Land 
Berlin, sobald es gemäß Art. 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die An- 
wendung dieses Gesetzes beschlossen 
hat“. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Abänderungsanträgen des Bundesrates vom 15. Juni 1951 zum Entwurf eines 
Gesetzes über die einstweilige Gewährung einer Teuerungszulage zur Abgeltung von 
Preiserhöhungen bei Grundnahrungsmitteln 
(Teuerungszulagengesetz) 


A. 

Zu den beiliegenden Abänderungsanträgen 
des Bundesrates wird wie folgt Stellung ge- 
nommen: 

Zu § 1 Absatz 1 Nr. 4 (alte Nr. 7) und zu § 5: 

Den Anträgen wird nicht zugestimmt. 

Begründung: 

Die Bemessung der Arbeitslosenunterstützun- 
gen erfolgt nach Entgelten, bei denen die aus 
Anlaß der Preiserhöhungen eingetretenen 
Lohnerhöhungen in der Regel bereits be- 
rücksichtigt sind. 

Zu § 1 Absatz 1 vorletzter Satz (im Abände- 
rungsantrag des Bundesrates irrtümlich als 
§ 1 Absatz 1 Nr. 5 bezeichnet): 

Dem Anträge wird zugestimmt. 

Begründung: 

Diese Einfügung dient der Klarstellung. 

Zu § 1 Absatz 1 letzte Zeile: 

Dem Anträge wird zugestimmt. 

Begründung: 

Es ist richtig, das Land Berlin in die Regelung 
einzubeziehen unter Beachtung des vom 
Bundesrat neu angeregten § 13 Absatz 2 
(vergl. unten). 

Zu § 3 Absatz 1: 

Dem Anträge wird zugestimmt. 
Begründung: 

In dem ursprünglichen Regierungsentwurf 
war vorgesehen, den Empfängern von Kran- 
ken- oder Familiengeld der Unfallversiche- 
rung sowie Kranken- oder Hausgeld der 
Krankenversicherung die Teuerungszulage 
erst von der siebenten Woche der Arbeits- 
unfähigkeit an zu gewähren, weil in dem 


Zeitraum der ersten sechs Wochen regel- 
mäßig noch ein ausreichender Teil der bisher 
bezogenen Arbeitseinkünfte zur Verfügung 
stehe. Nach den Beratungen im Bundesrat er- 
scheint es angemessen, die Teuerungszulage 
bereits den Lohnempfängern von der vierten 
Woche an zu gewähren. Dagegen bedürfen 
Angestellte, die ihr Gehalt für die Dauer von 
sechs Wochen weitergezahlt erhalten, der 
Teuerungszulage zum Kranken-, Familien- 
oder Hausgeld erst von der siebenten Woche 
ab. 

Zu § 4 Absatz 2: 

Dem Anträge wird zugestimmt. 
Begründung: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klar- 
stellung. 

Zu § 6 Absatz 1 Nr. 1 und 2: 

Dem Anträge wird zugestimmt. 

Begründung: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klar- 
stellung. Diese ist allerdings wieder ihrerseits 
redaktionell zu berichtigen: statt „jedem“: 
„jeden“. 

Zu § 6 Absatz 2: 

Dem Anträge wird zugestimmt. 

Begründung: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klar- 
stellung. 

Zu § 6 Absatz 3: 

Dem Anträge wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Das Teuerungszulagegesetz bezweckt nicht 
eine allgemeine Verbesserung aller sozialen 
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Bezüge; durch die Teuerungszulage soll viel- 
mehr den Sozialleistungsempfängern ge- 
holfen werden, deren Bezüge infolge der 
Preiserhöhung bei Grundnahrungsmitteln 
das Existenzminimum nicht mehr decken. Zu 
diesem, im Rahmen des Teuerungszulagen- 
gesetzes zu unterstützenden Personenkreis 
gehören die Schwerbeschädigten nicht, da 
sie mit den Rentenbezügen nach den versor- 
gungsrechtlichen Bestimmungen nicht unbe- 
trächtlich über dem Durchschnittsniveau der 
Bezüge anderer Sozialleistungsempfänger 
liegen. 

Zu § 10: 

Dem Anträge wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß der dritte Satz — im Zusam- 
menhang mit der Ablehnung der Abände- 
rungsanträge des Bundesrates zu § 1 Absatz 1 
Nr. 4 (alte Nr. 7) und zu § 5 — zu streichen 
ist. 

Begründung: 

Erhalten die Empfänger von Unterstützun- 
gen der Arbeitslosenversicherung keine 
Teuerungszulage (zu vergl. die Stellung- 
nahme der Bundesregierung zu den Anträgen 
des Bundesrates zu § 1 Absatz 1 Nr. 4 
[alte Nr. 7] und zu § 5), so bedarf es auch 
keiner Bestimmung des Kostenträgers. 

Zu § 13: 

Dem Anträge wird zugestimmt. 
Begründung: 

Es ist richtig, die Einbeziehung des Landes 
Berlin vorzusehen. 


B. 

Die Bundesregierung hat folgende Änderung 
des Gesetzentwurfes beschlossen: 

1. Im § 1 Absatz 1 Nr. 1 (alte Nr. 4) wer- 
den die Worte „Renten, von“ gestrichen; 

2. im § 7 Absatz 2 werden die Worte „einer 
Rente aus der Unfallversicherung“ ge- 
strichen. 


Redaktionelle Bemerkung: In dem Abände- 
rungsantrage des Bundesrates zu § 10 wäre 
in Satz 2 das Wort „Renten“ zu streichen. 

Begründung: 

Da der Herr Bundesminister für Arbeit dem 
Kabinett nunmehr den Entwurf eines Ge- 
setzes über Rentenerhöhungen in der Un- 
fallversicherung vorlegen wird und dieses Ge- 
setz mit dem gleichen Zeitpunkt wie der in- 
zwischen vorliegende Gesetzentwurf über 
Rentenzulagen in der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung in 
Kraft treten soll, empfiehlt es sich, wie be- 
reits in der ursprünglichen Begründung zu 
§ 1 des Teuerungszulagengesetzes vorge- 

sehen, die Unfallrentner schon jetzt von dem 
Bezug der Teuerungszulage auszunehmen. 
Dagegen ist die Teuerungszulage den 
Empfängern von Kranken- oder Familien- 
geld der Unfallversicherung ebenso wie den 
Empfängern von Kranken- oder Hausgeld 
der Krankenversicherung (vergl. § 3 des Ge- 
setzentwurfs) zu gewähren, da diese beiden 
Personenkreise zweckmäßigerweise auch im 
Rahmen des Teuerungszulagengesetzes gleich 
zu behandeln sind. 


C. 

Die Teuerungszulage ist ursprünglich so be- 
rechnet gewesen, daß sie die Verteuerung des 
Konsumbrotes von 0,49 auf 0, 64 DM inbe- 
griff und außerdem noch über den erforder- 
lichen Aufwand für die erhöhten Preise bei 
Grundnahrungsmitteln hinaus eine Spanne 
von 1,77 DM für die „offizielle Index- 
familie“ bzw. 3,87 DM für eine Familie der 
untersten Einkommensschichten enthielt. 
Diese Spanne erhöht sich bei Wegfall der 
Preiserhöhung des Konsumbrotes um weitere 
3 DM auf 4,77 DM bzw. 6,87 DM. Die für 
eine 4köpfige Familie vorgesehene Teue- 
rungszulage (3 X 4 = 12 DM) deckt also 
nicht nur die bisherigen Preiserhöhungen von 
Grundnahrungsmitteln, sondern enthält den 
vorgenannten Betrag von 4,77 DM bzw. 
6,87 DM für den Auffang etwaiger weiterer 
Preiserhöhungen. 
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